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Allgemeine Verkaufsbedingungen - 09/26 
 

§ 1 Allgemeines – Geltungsbereich 

 

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Verkaufsbedingungen („Verkaufsbedingungen“) gelten für alle 

unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Kunden („Besteller“). Die AVB gelten nur, wenn der 

Besteller Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.  

(2) Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die Verkaufsbedingungen in der zum Zeitpunkt der 

Bestellung gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als 

Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall 

wieder auf sie hinweisen müssten.  

(3) Unsere Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich; entgegenstehende oder von unseren 

Verkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Bestellers erkennen wir nicht an, es sei 

denn, wir hätten ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung zugestimmt. Dieses 

Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Besteller im 

Rahmen der Bestellung auf seine AGB verweist und wir dem nicht ausdrücklich widersprechen.  

(4) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Bestellers in Bezug auf den Vertrag (z. B. 

Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung) sind schriftlich abzugeben, wobei E-Mail 

genügt. Schriftlichkeit im Sinne dieser Verkaufsbedingungen schließt die Kommunikation per E-

Mail oder Telefax ein. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise, insbesondere bei 

Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden, bleiben unberührt. 

(5) Individuelle Vereinbarungen (z. B. Rahmenlieferverträge, Qualitätssicherungsvereinbarungen) 

und Angaben in unserer Auftragsbestätigung haben Vorrang vor den Verkaufsbedingungen. 

Handelsklauseln sind im Zweifel gemäß den von der Internationalen Handelskammer in Paris 

(ICC) herausgegebenen Incoterms® in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung auszulegen. 

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch 

ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen 

Verkaufsbedingungen nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden.  

 

§ 2 Vertragsschluss – Angebotsunterlagen 

 

(1) Unser Angebot ist stets freibleibend. Die Bestellung der Ware durch den Besteller gilt als 

verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir 

berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von 2 Wochen nach seinem Zugang bei uns 

anzunehmen. Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestätigung) oder 

durch Auslieferung der Ware an den Besteller erklärt werden.  

(2) An Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns 

Eigentums- und Urheberrechte vor. Dies gilt auch für solche schriftlichen Unterlagen, die als 

„vertraulich“ bezeichnet sind. Vor ihrer Weitergabe an Dritte bedarf der Besteller unserer 

ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung.  

 

mailto:info@upmann.de


Bernhard Upmann Verpackungsmaschinen GmbH & Co. KG 

Amtsgericht Steinfurt HRA 3018 | USt-Nr. DE 192 389 588   

Komplementär: Bernhard Upmann Geschäftsführungs-GmbH 
Geschäftsführer: Thomas Huesmann 

Amtsgericht Steinfurt HRB 4523 

 
 

Bankverbindungen: 
Deutsche Bank Rheine 
IBAN DE82 4037 0079 0402 2356 01 | BIC DEUTDE3B403 

Stadtsparkasse Rheine  

IBAN DE22 4035 0005 0011 0000 31 | BIC WELADED1RHN 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 

§ 3 Allgemeine Bestimmungen Sanktionstreue 

 

(1) Der Besteller sichert zu, bei der Nutzung der vertraglichen Leistungen sämtliche anwendbaren 

Sanktions-, Embargo- und Exportkontrollvorschriften 

a. der Europäischen Union, 

b. der Bundesrepublik Deutschland 

c. sowie soweit für den jeweiligen Geschäftsvorgang einschlägig, der NATO-

Partnerstaaten 

in der jeweils aktuellen Fassung einzuhalten. 

(2) Der Besteller verpflichtet sich insbesondere, 

a. keine Geschäfte zu tätigen, die gegen länder- oder personenbezogene Sanktionen der 

vorstehend genannten Rechtsordnungen verstoßen, 

b. keine gelisteten Personen, Organisationen oder Einrichtungen (z. B. auf Sanktions- oder 

Terrorlisten) als unmittelbare oder mittelbare Vertragspartner, Abnehmer oder 

wirtschaftlich Berechtigte einzusetzen, und 

c. keine Umgehungsgeschäfte zu tätigen, die darauf gerichtet sind, Sanktions- oder 

Exportkontrollvorschriften zu unterlaufen. 

(3) Der Besteller verpflichtet sich, angemessene Compliance-Maßnahmen zu unterhalten, um die 

Einhaltung der anwendbaren Sanktions- und Exportkontrollvorschriften sicherzustellen, 

insbesondere durch 

a. Abgleich relevanter Geschäftspartner mit einschlägigen Sanktionslisten sowie 

b. interne Anweisungen zur Vermeidung von Umgehungsgeschäften. 

Der Besteller ist verpflichtet, dem Lieferer auf dessen begründetes Verlangen hin angemessene 

Nachweise über die Einhaltung dieser Verpflichtungen zu erbringen, soweit dem nicht zwingende 

gesetzliche Verschwiegenheitspflichten entgegenstehen. Der Besteller unterrichtet den Lieferer 

unverzüglich in Schriftform, wenn ihm Umstände bekannt werden, die auf einen (drohenden) 

Verstoß gegen Sanktions- oder Exportkontrollvorschriften im Zusammenhang mit diesem Vertrag 

hindeuten. Im Falle eines (auch nur mutmaßlichen) Verstoßes gegen die in § 3 Abs. 1 bis 3 

geregelten Pflichten ist der Lieferer berechtigt, die vertraglichen Leistungen vorübergehend 

auszusetzen, bis der Sachverhalt geklärt ist. 

(4) Der Besteller unternimmt alle zumutbaren Anstrengungen, um sicherzustellen, dass der Zweck 

der Sanktions-, Embargo- und Exportkontrollvorschriften von Absatz 1 nicht durch Dritte der 

nachgelagerten Handelskette, einschließlich möglicher Wiederverkäufer, vereitelt wird. Der 

Besteller muss einen angemessenen Überwachungsmechanismus einrichten und 

aufrechterhalten, um Verhaltensweisen von Dritten in der nachgelagerten Handelskette, 

einschließlich möglicher Wiederverkäufer, aufzudecken, die den Zweck der Sanktions-, 

Embargo- und Exportkontrollvorschriften von Absatz 1 vereiteln würden. 

(5)  Bei einem nachgewiesenen Verstoß des Bestellers gegen die vorstehenden Pflichten ist der 

Lieferer zudem berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen. 

Weitergehende gesetzliche und vertragliche Rechte des Lieferers, insbesondere 

Schadensersatzansprüche wegen verhängter Bußgelder, bleiben unberührt. 

(6) „No Russia“-Klausel / „No Belarus“-Klausel: Im Rahmen der europäischen Sanktionsvorschriften 

trat im März 2024 das 12. Sanktionspaket und damit Artikel 12g der Verordnung (EU) Nr. 

833/2014 in Kraft; die Regelung wurde im Juli 2024 erweitert. Diese Vorschriften verpflichten den 
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Lieferer, seinen Kunden aus Nicht-EU-Drittstaaten die folgenden Bestimmungen verbindlich 

aufzuerlegen: 

a. Der Besteller darf keine Waren, die im Rahmen oder im Zusammenhang mit diesem 

Vertrag geliefert werden und den jeweils anwendbaren vertraglichen 

Wiederausfuhrverboten der Europäischen Union unterliegen, direkt oder indirekt in die 

Russische Föderation oder nach Belarus oder zur Verwendung in der Russischen 

Föderation oder in Belarus verkaufen, exportieren oder wiederausführen. 

b. Der Besteller unternimmt alle zumutbaren Anstrengungen, um sicherzustellen, dass der 

Zweck von Absatz (a) nicht durch Dritte der nachgelagerten Handelskette, einschließlich 

möglicher Wiederverkäufer, vereitelt wird. 

c. Der Besteller muss einen angemessenen Überwachungsmechanismus einrichten und 

aufrechterhalten, um Verhaltensweisen von Dritten in der nachgelagerten Handelskette, 

einschließlich möglicher Wiederverkäufer, aufzudecken, die den Zweck von Buchstabe 

a vereiteln würden. 

d. Der Besteller hat den Lieferer unverzüglich über alle Probleme bei der Anwendung der 

Buchstaben a, b oder c zu informieren, einschließlich aller relevanten Aktivitäten Dritter, 

die den Zweck von Buchstabe a vereiteln könnten. Die vorstehenden Bestimmungen der 

„No Russia“-Klausel / „No Belarus“-Klausel gelten für die Dauer, in der die jeweils 

anwendbaren europäischen Sanktionsvorschriften entsprechende Vorgaben an den 

Lieferer stellen. 

 

 

§ 4 Preise – Zahlungsbedingungen 

 

(1) Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, gelten unsere Preise „ab Werk“, 

ausschließlich Verpackung; diese wird gesondert in Rechnung gestellt und zuzüglich der 

jeweiligen gesetzlichen Umsatzsteuer.  

(2) Der Abzug von Skonto bedarf besonderer schriftlicher Vereinbarung.  

(3) Der Kaufpreis ist netto (ohne Abzug) sofort nach Lieferung zur Zahlung fällig. Kommt der 

Besteller in Zahlungsverzug, so sind wir berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 9 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz pro Jahr zu fordern. Die Geltendmachung eines 

weiteren Verzugsschadens behalten wir uns vor. 

(4) Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn seine Gegenansprüche unbestritten 

oder rechtskräftig festgestellt sind. Außerdem ist er zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts 

nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. Bei 

Mängeln der Lieferung bleiben die Gegenrechte des Bestellers insbesondere gemäß § 7 dieser 

Verkaufsbedingungen unberührt. 

(5) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z. B. durch Antrag auf Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde 

Leistungsfähigkeit des Bestellers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften 

zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag 

berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen 

(Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über 

die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 
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§ 5 Lieferfrist und Lieferverzug 

 

(1) Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt die Abklärung aller technischen Fragen 

voraus. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der Liefergegenstand das Werk 

verlassen hat oder die Versandbereitschaft angezeigt wurde.  

(2) Die Einhaltung unserer Lieferverpflichtung setzt weiter die rechtzeitige und ordnungsgemäße 

Erfüllung der Verpflichtung des Bestellers voraus. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages bleibt 

vorbehalten.  

(3) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht 

einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Besteller hierüber 

unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die 

Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz oder 

teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Bestellers 

werden wir unverzüglich erstatten. Nichtverfügbarkeit der Leistung liegt beispielsweise vor bei 

nicht rechtzeitiger Selbstbelieferung durch unseren Zulieferer, wenn wir ein kongruentes 

Deckungsgeschäft abgeschlossen haben, bei sonstigen Störungen in der Lieferkette etwa 

aufgrund höherer Gewalt oder wenn wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind.  

(4) Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem 

Fall ist aber eine Mahnung durch den Besteller erforderlich. Geraten wir in Lieferverzug, so kann 

der Besteller pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die 

Schadenspauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5 % des 

Nettopreises (Lieferwert), insgesamt jedoch höchstens 5 % des Lieferwerts der verspätet 

gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Besteller gar kein Schaden 

oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als die vorstehende Pauschale entstanden ist. 

(5) Die Rechte des Bestellers gemäß § 9 dieser Verkaufsbedingungen und unsere gesetzlichen 

Rechte, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z. B. aufgrund Unmöglichkeit 

oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt. 

 

 

§ 6 Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

 

(1) Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige 

Nacherfüllung ist.  

(2) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht 

spätestens mit der Übergabe auf den Besteller über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist 

diese für den Gefahrübergang maßgebend.  

(3) Für eine vereinbarte Abnahme gilt folgendes:  

(a) Unsere Leistung ist abnahmereif, wenn sie im Wesentlichen vertragsgemäß fertiggestellt 

und betriebsbereit ist; unwesentliche Mängel stehen der Abnahmereife nicht entgegen.  

(b) Nimmt der Besteller die abnahmereife Anlage nach schriftlicher Mitteilung der 

Abnahmereife durch uns bestimmungsgemäß in Betrieb, gilt das Werk mit Beginn der 

planmäßigen Nutzung als abgenommen, sofern der Besteller nicht innerhalb von 10 

Werktagen nach Inbetriebnahme unter Angabe mindestens eines Mangels die Abnahme 

schriftlich verweigert. 
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(c) Die Abnahmefiktion nach lit. (b) tritt nicht ein, wenn zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme 

wesentliche Mängel vorliegen, die den vertragsgemäßen Gebrauch erheblich 

beeinträchtigen.  

(d) Eine Inbetriebnahme, die ausschließlich aus zwingenden betrieblichen oder 

wirtschaftlichen Gründen oder zur Schadensminderung erfolgt, ohne dass das Werk im 

Übrigen abnahmereif ist, löst keine Abnahmefiktion aus.   

(e) Die gesetzlichen Mängelrechte des Bestellers bleiben von der Abnahme oder 

Abnahmefiktion unberührt; sie können auch bei abgenommenem Werk wegen sowohl 

wesentlicher als auch unwesentlicher Mängel geltend gemacht werden.  

(f) Im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des 

Werkvertragsrechts entsprechend. 

(4) Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Besteller im Verzug der Annahme ist. 

(5) Kommt der Besteller in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert 

sich unsere Lieferung aus anderen, vom Besteller zu vertretenden Gründen, so sind wir 

berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z. B. 

Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür berechnen wir eine pauschale Entschädigung in Höhe von 

50,00 EUR pro Kalendertag, beginnend mit der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit 

der Mitteilung der Versandbereitschaft der Ware. Der Nachweis eines höheren Schadens und 

unsere gesetzlichen Ansprüche (insbesondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene 

Entschädigung, Kündigung) bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende 

Geldansprüche anzurechnen. Dem Besteller bleibt der Nachweis gestattet, dass uns überhaupt 

kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als die vorstehende Pauschale entstanden ist.   

 

 

§ 7 Verpackungskosten, Transportversicherung 

 

(1) Transport- und alle sonstigen Verpackungen nach Maßgabe der Verpackungsordnung werden 

nicht zurückgenommen, ausgenommen sind Paletten. Der Besteller ist verpflichtet, für eine 

Entsorgung der Verpackungen auf eigene Kosten zu sorgen.  

(2) Der Besteller hat für die Lieferung eine Transportversicherung abzuschließen. Sollte er dies nicht 

tun, hat er uns dieses mitzuteilen. Dann werden wir auf Kosten des Bestellers die 

Transportversicherung abschließen. Verstößt der Besteller gegen eine dieser Pflichten, so trägt 

er den vollen Schaden.  

 

 

§ 8 Mängelhaftung 

 

(1) Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 

Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) 

gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen 

Fällen unberührt bleiben die Rechte des Bestellers aus von uns gesondert abgegebenen 

Garantien.  

(2) Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit und die 

vorausgesetzte Verwendung der Sache (einschließlich Zubehör und Anleitungen) getroffene 

Vereinbarung. Als Beschaffenheitsvereinbarung in diesem Sinne gelten alle 
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Produktbeschreibungen, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder von uns zum 

Zeitpunkt des Vertragsschlusses öffentlich bekannt gemacht waren. Soweit die Beschaffenheit 

nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt 

oder nicht (§ 434 Abs. 3 BGB).   

(3) Wir haften grundsätzlich nicht für Mängel, die der Besteller bei Vertragsschluss kennt oder grob 

fahrlässig nicht kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die Mängelansprüche des Bestellers 

voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflichten (§§ 377, 381 HGB) 

nachgekommen ist. Bei zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat 

eine Untersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen. Zeigt sich bei der 

Lieferung, der Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns 

hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel 

innerhalb von 7 Arbeitstagen ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare Mängel 

innerhalb der gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Besteller die 

ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung für den nicht bzw. 

nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen 

Vorschriften ausgeschlossen. Bei einer zum Einbau, zur Anbringung oder Installation 

bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn der Mangel infolge der Verletzung einer dieser 

Pflichten erst nach der entsprechenden Verarbeitung offenbar wurde; in diesem Fall bestehen 

insbesondere keine Ansprüche des Bestellers auf Ersatz entsprechender Kosten („Aus- und 

Einbaukosten").  

(4) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob wir Nacherfüllung durch 

Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache 

(Ersatzlieferung) leisten. Ist die von uns gewählte Art der Nacherfüllung im Einzelfall für den 

Besteller unzumutbar, kann er sie ablehnen. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den 

gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt.  

(5) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der 

Besteller die fällige Vergütung bezahlt. Der Besteller ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis 

zum Mangel angemessenen Teil der Vergütung zurückzubehalten.  

(6) Der Besteller hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu 

geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der 

Ersatzlieferung hat uns der Besteller die mangelhafte Sache auf unser Verlangen nach den 

gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch hat der Besteller jedoch 

nicht. Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau, die Entfernung oder Desinstallation der 

mangelhaften Sache noch den Einbau, die Anbringung oder die Installation einer mangelfreien 

Sache, wenn wir ursprünglich nicht zu diesen Leistungen verpflichtet waren; Ansprüche des 

Bestellers auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbaukosten") bleiben unberührt.  

(7) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 

Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie gegebenenfalls Aus- und Einbaukosten, 

tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung und dieser 

Verkaufsbedingungen, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom 

Besteller die aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten 

ersetzt verlangen, wenn der Besteller wusste oder hätte erkennen können, dass tatsächlich kein 

Mangel vorliegt. 

(8) Wenn eine für die Nacherfüllung vom Besteller zu setzende angemessene Frist erfolglos 

abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Besteller nach den 
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gesetzlichen Vorschriften vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem 

unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht.  

(9) Ansprüche des Bestellers auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 

BGB) bestehen auch bei Mängeln der Ware nur nach Maßgabe des nachfolgenden § 9. 

 

 

§ 9 Sonstige Haftung 

 

(1) Soweit sich aus diesen Verkaufsbedingungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer 

Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen 

Vorschriften.  

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 

Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften 

wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (z. B. Sorgfalt in eigenen 

Angelegenheiten; unerhebliche Pflichtverletzung), nur 

(a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

(b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren 

Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht 

und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); 

in diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, 

typischerweise eintretenden Schadens begrenzt.  

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch gegenüber Dritten sowie 

bei Pflichtverletzungen durch Personen (auch zu ihren Gunsten), deren Verschulden wir nach 

gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, soweit ein Mangel arglistig 

verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen wurde und für 

Ansprüche des Bestellers nach dem Produkthaftungsgesetz.  

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Besteller nur 

zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies 

Kündigungsrecht des Bestellers (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. 

Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen.  

 

 

§ 10 Verjährung 

 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche 

aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, 

beginnt die Verjährung mit der Abnahme.  

(2) Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen 

Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit 

verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung fünf 

Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche 

Sonderregelungen zur Verjährung, insbesondere § 438 Abs. 1 Nr. 1, § 438 Abs. 3, §§ 444 und 

445b BGB. 

(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und 

außervertragliche Schadensersatzansprüche des Bestellers, die auf einem Mangel der Sache 
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beruhen, es sei denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 

BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des 

Bestellers gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 Buchstabe a sowie nach dem 

Produkthaftungsgesetz verjähren ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 

 

§ 11 Eigentumsvorbehalt, Eigentumsvorbehaltssicherung 

 

(1) Wir behalten uns das Eigentum an der Kaufsache bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem 

Liefervertrag vor. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei 

Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, die Kaufsache zurückzunehmen. In der Zurücknahme der 

Kaufsache durch uns liegt ein Rücktritt vom Vertrag. Wir sind nach Rücknahme der Kaufsache 

zu deren Verwertung befugt, der Verwertungserlös ist auf die Verbindlichkeiten des Bestellers – 

abzüglich angemessener Verwertungskosten – anzurechnen.  

(2) Der Besteller ist verpflichtet, die Kaufsache pfleglich zu behandeln; insbesondere ist er 

verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschäden 

ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbeiten erforderlich 

sind, muss der Besteller diese auf eigene Kosten rechtzeitig durchführen.  

(3) Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Besteller unverzüglich schriftlich zu 

benachrichtigen, damit wir uns rechtlich zur Wehr setzen können. Soweit der Dritte nicht in der 

Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer hierauf gerichteten Klage zu 

erstatten, haftet der Besteller für den uns entstandenen Ausfall.  

(4) Der Besteller ist berechtigt, die Kaufsache im ordentlichen Geschäftsgang weiterzuverkaufen; er 

tritt uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Fakturaendbetrags (einschließlich 

Umsatzsteuer) unserer Forderung ab, die ihm aus der Weiterveräußerung gegen seine 

Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar unabhängig davon, ob die Kaufsache ohne oder 

nach Verarbeitung weiterverkauft worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der 

Besteller auch nach der Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst 

einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir verpflichten uns jedoch, die Forderung nicht 

einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten 

Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug gerät und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung 

eines Vergleichs- oder Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Ist dies 

jedoch der Fall, so können wir verlangen, dass der Besteller uns die abgetretenen Forderungen 

und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die 

dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung mitteilt. 

(5) Die Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch den Besteller wird stets für uns 

vorgenommen. Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen 

verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Werts der 

Kaufsache (Fakturaendbetrag einschließlich Umsatzsteuer) zu den anderen verarbeiteten 

Gegenständen zum Zeitpunkt der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung entstehende Sache 

gilt im Übrigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte Kaufsache. 

(6) Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrennbar vermischt, so 

erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Werts der Kaufsache 

(Fakturaendbetrag einschließlich Umsatzsteuer) zu den anderen vermischten Gegenständen 

zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des 
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Bestellers als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Besteller uns anteilig 

Miteigentum überträgt. Der Besteller verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder 

Miteigentum für uns. 

(7) Der Besteller tritt uns auch die Forderungen zur Sicherung unserer Forderungen gegen ihn ab, 

die durch die Verbindung der Kaufsache mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen.  

(8) Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Bestellers insoweit 

freizugeben, als der realisierbare Wert unserer Sicherheiten die zu sichernden Forderungen um 

mehr als 10% übersteigt; die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt uns.  

 

 

§ 12 Geheimhaltung 

 

(1) Der Besteller ist verpflichtet, alle vertraulichen Informationen (einschließlich 

Geschäftsgeheimnisse), die er im Rahmen der Geschäftsbeziehung erfährt, nicht gegenüber 

Dritten offenzulegen. Vertrauliche Informationen sind dabei solche, die als vertraulich 

gekennzeichnet sind oder deren Vertraulichkeit sich aus den Umständen ergibt, unabhängig 

davon, ob sie in schriftlicher, elektronischer, verkörperter oder mündlicher Form mitgeteilt 

worden sind. Hierzu gehören insbesondere Konstruktionspläne und Planungsunterlagen. Keine 

vertraulichen Informationen im vorstehenden Sinne sind Informationen, die  

(a) bei Übermittlung offenkundig oder dem Besteller bekannt waren oder dies im Nachhinein 

geworden sind;  

(b) dem Besteller ohne Rechtsbruch durch Dritte zur Verfügung gestellt worden sind; oder  

(c) der Besteller ohne Verwendung vertraulicher Informationen selbst entwickelt hat.  

(2) Dem Besteller ist es untersagt, vertrauliche Informationen im Wege des Reverse Engineering zu 

erlangen. "Reverse Engineering" sind dabei sämtliche Handlungen, einschließlich des 

Beobachtens, Testens, Untersuchens und des Rück- sowie ggf. erneuten Zusammenbaus, mit 

dem Ziel, an vertrauliche Informationen zu gelangen.  

(3) Die Geheimhaltungsverpflichtung nach Absatz 1 gilt außer in den Fällen des § 5 GeschGehG 

auch dann nicht, soweit der Besteller gesetzlich oder aufgrund bestands- bzw. rechtskräftiger 

Behörden- oder Gerichtsentscheidung zur Offenlegung der vertraulichen Information verpflichtet 

ist. In diesem Fall wird der Besteller den Lieferer unverzüglich nach Kenntniserlangung über die 

Behörden- oder Gerichtsentscheidung und die daraus folgende Verpflichtung zur Offenlegung 

informieren. Darüber hinaus wird der Besteller im Zuge der Offenlegung kenntlich machen, dass 

es sich, sofern dies der Fall ist, um Geschäftsgeheimnisse handelt, und darauf hinwirken, dass 

von den Maßgaben der §§ 16 ff. GeschGehG Gebrauch gemacht wird. 

 

 

§ 13 Gerichtsstand – Erfüllungsort 

 

(1) Ist der Besteller Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – 

auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar 

oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Rheine. Entsprechendes gilt, 

wenn der Besteller Unternehmer im Sinne von § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fällen 

auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen 
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Verkaufsbedingungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen 

Gerichtsstand des Bestellers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere 

zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

(2) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts.  

(3) Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist unser Geschäftssitz 

Erfüllungsort.  

(4) Sollte eine Bestimmung in diesen Geschäftsbedingungen oder im Rahmen sonstiger 

Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen 

Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt.  

 

Stand September 2026 


